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A. Einleitung 

I. Problemstellung 

Deutschland hat sich in den vergangenen knapp 150 Jahren von einem der 
ersten und größten Auswanderungsländer zu einem der bedeutendsten Ein-
wanderungsländer entwickelt. 1994 lebten annähernd sieben Millionen Men-
schen mit ausländischem Paß in der Bundesrepublik. 1 Neben Arbeitsmigran-
ten und deren Nachfahren setzt sich diese Zahl zunehmend aus Flüchtlingen 
aller Kontinente zusammen, die durch imperialen Zerfall und nationale Re-
naissance, weltwirtschaftliche Umstrukturierungen, ökologische Zerstörung 
sowie demographisches Wachstum dazu gezwungen wurden, ihre Heimat zu 
verlassen.2 Diese Migrationsprozesse haben die gesellschaftliche Struktur der 
Bundesrepublik verändert.3 In einer relativ homogenen Nationalgesellschaft 
haben sich über die Jahre Einwanderungsminderheiten herausgebildet, deren 
sprachliche, ethnische und kulturelle Identität von derjenigen der deutschen 
Bevölkerung erheblich abweicht. Die Erscheinung der ethnischen Pluralisie-
rung und kulturellen Diversifizierung wird bereits seit einigen Jahren als mul-
tikulturelle Gesellschaft bezeichnet. 4 

Diese gesellschaftliche Entwicklung hat eine Vielzahl ungelöster rechtli-
cher Fragen manifest werden lassen, die nicht alle befriedigend beantwortet 
sind; exemplarisch sei an dieser Stelle nur auf die ungeklärten Voraussetzun-
gen einer erleichterten Einbürgerung der Ausländer oder die Zubilligung eines 

2 

Beauftragte der Bundesregierung (1994), S. 12; Statistisches Bundesamt, S. 10. 

Bade (Manifest der 60), S. 109. 

3 Der Anstieg ethnischer Vertreibungen in der Gegenwart legt überdies die 
Erwartung nahe, daß die kontinent-übergreifende Wanderung weiter zunimmt und sich 
Europa und Deutschland noch mehr rur Einwanderung werden öffnen müssen, vgl. 
dazu unten Abschnitt C.I. 

4 Siehe dazu unten Kapitel D.I. 

2 Ehringfeld 
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Wahlrechts an Migranten auf kommunaler Ebene verwiesen.5 Im besonderen 
Maße stellen sich Fragen von juristischer Relevanz auch im Familienrecht als 
demjenigen Rechtsgebiet, das von Traditionen, Religionen und Ideologien am 
stärksten durchdrungen ist, das am deutlichsten die kulturellen Wurzeln eines 
Landes reflektiert. Nicht zuletzt deshalb beschäftigt sich die vorliegende Un-
tersuchung mit diesem brisanten Ausschnitt des Fragenkatalogs im Zusam-
menhang von Recht und Migration, der in den vergangenen Jahren besondere 
Aufmerksamkeit erlangt hat, was sich in einer ständig steigenden Zahl von 
familienrechtlichen Streitigkeiten mit Auslandsberuhrung ausdruckt. 6 7 

Exemplarisch werden hier zwei Konfliktkonstellationen untersucht, die in 
der internationalen Familienrechtsjudikatur vor deutschen Gerichten vorherr-
schend sind. Zum einen sind dies die originären Eltern-Kind-Konflikte, die 
unter § 1666 BGB (Sorgerechtsmißbrauch) subsumiert werden. DaIiiber hin-
aus beleuchtet diese Arbeit die Zerwürfnisse, die zwischen Eltern entstehen, 
wenn die Kinder bei Scheidung oder dauerhaftem Getrenntleben sorgerecht-
lieh zugeteilt werden (§§ 1671,1672 BGB). Ein Seitenblick soll dabei auf die 
Kontroversen geworfen werden, die zwischen (deutschen) Pflegefamilien und 
(ausländischen) leiblichen Familien entstehen (§§ 1632 IV, 1666 BGB). 

Inhaltlich kreisen die Konflikte um die Frage, wie weit die internationale 
Toleranz des Elternrechts reicht, wenn die "mitgebrachten Rechte" der Eltern-
Kind-Beziehung, aber auch die Rechte- und Pflichtenverteilung unter den 
Eltern einen von deutschen Maßstäben und deutschem Recht erheblich diver-
gierenden Inhalt ausweisen.8 Es geht daher letztlich um die Abgrenzung von 

5 Vgl. zum letzteren auch BVerfGE 83,37=BVerfG NJW 1991,162. 

6 An dieser Stelle sei nur auf die annähernd 60.000 Ehen veIWiesen, die 1993 von 
Migranten in der Bundesrepublik geschlossen wurden. Fast 50.000 dieser Verbindun-
gen waren solche zwischen Deutschen und Ausländern. Gerade bei diesen ist die 
Scheidungsrate besonders hoch, vgl. Statistisches Bundesamt, S. 26 sowie Staudinger-
Coester § 1671 Rn. 228; Gülicher, S. l. 

7 Zur wissenschaftlichen Relevanz dieses Themas vgl. nur jüngst den Aufsatz von 
Jayme zur kulturellen Identität und dem Kindeswohl im Internationalen Kindschafts-
recht, in: IPRax 1996,237. 

8 Angesichts des Ausmaßes weltweiter Migration ist dies selbstredend kein Pro-
blem, dem sich nur die Bundesrepublik gegenüber sieht. Europäische Nachbarstaaten 
sind in ähnlicher Weise betroffen. Vgl. dazu Wengier (IPRax 1984,177) zu einer nie-
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ausländischen und deutschen Vorstellungen über die angemessene Regulie-
rung von Eltem-Kind-Konflikten und die Durchsetzungsfähigkeit fremder 
Rechts- und Moralvorstellungen in der Bundesrepublik im Einzelfall. Beson-
deres Augenmerk fällt dabei auf islamisch geprägte Rechtsordnungen. 9 

Der engere soziale Hintergrund der hier behandelten Konflikte ist darin zu 
finden, daß die erste Ausländergeneration bei allen Unterschieden der Inte-
grationsform weiterhin anders als die westdeutsche Kemfamilie in Familien-
modelIen lebt, die durch patriarchalische Prägungen und entsprechende Ge-
schlechterrollen gekennzeichnet sind. Diese geraten immer mehr in Konflikt 
mit den Sozialisationsmustern der zweiten Generation, die im Bruchpunkt 
zweier Kulturen aufwächst. 

Daraus ergeben sich oft besonders zugespitzte - auch vor Gericht ausge-
fochtene - Streitigkeiten, rur die mehrere Rechtsgebiete relevant sind. Neben 
dem StrafrechtlO fällt hier insbesondere dem Internationalen Familienrecht die 
entscheidende Rolle zu. Dieses bringt in einem häufig komplizierten Zusam-
menspiel von bi- und multilateralen Abkommen sowie deutschem IPR zumeist 
das Heimatrecht der Familien zur Geltung, bisweilen jedoch sofort das Recht 
am gewöhnlichen Aufenthaltsort des Kindes. 

Wenn Heimatrecht zur Anwendung kommt, setzt die Korrektur patriarcha-
lisch strukturierten ausländischen Familienrechts zugunsten der Kinder der 
zweiten Ausländergeneration gegenwärtig verstärkt auf den ordre public und 
die Kindergrundrechte. Die Rechtsprechung sucht hier einen Formelkompro-
miß zwischen deutschem und ausländischem Familienrecht. Dies gilt in glei-

derländischen Entscheidung bezüglich marokkanischer Moslems sowie einer engli-
schen Entscheidung betreffend eine pakistanische Familie (IPRax 1985,334). 

9 Dies ist zum einen mit der zahlenmäßigen Bedeutung der islamischen Gemeinde 
in Europa im allgemeinen und in Deutschland im besonderen zu erklären. Von den 20 
Millionen Moslems in Europa leben zwölf Millionen als Migranten in Westeuropa, 
rund zwei Millionen davon in Deutschland, vgl. dazu Tibi, S. 177; Cavdar, RdJB 
1993,265. Zum anderen hängt es damit zusammen, daß sich das islamische Recht 
durch Vorstellungen von Kindes- und Elternrechten auszeichnet, die westeuropäischen 
Ansichten oftmals sehr fremd sind, vgl. dazu eingehend Kapitel E.l. 

10 Vgl. nur OLG Düsseldorf FamRZ 1984,1258 (ein türkischer Vater war nach 
Mißhandlung seines Kindes wegen Körperverletzung verurteilt worden) sowie OLG 
Frankfurt IPRax 1991,190 (ein algerischer Vater verbüßte wegen Kindesentfilhrung 
eine Haftstrafe). 
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